
Ich glaube, diese Frage hatte ich schon beantwortet. 

(Heiterkeit und vereinzelt Beifall)

Frau Kassner (PDS:)

Marusch (DBD/DFD):

Können Sie sagen, wo ofenfrisches Brot verfüttert wird?

Frau Kassner (PDS:)

Ja, das stand gestern in der „BZ“. Das ist im VEG Tierzucht 
passiert. Das ist eine Mitteilung, die in dieser „BZ“ gestanden 
hat.

(Bewegung im Saal)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Noch eine Frage? - Danke. Das ist nicht der Fall.

(Zwischenruf Dr. Modrow, PDS: Gestern sind 9000 Brote 
aus dem BAKO-Betrieb in einem volkseigenen Gut hier in 
Berlin verfüttert worden! - Zurufe von CDU/DA und DSU: 

Wortmeldung! Geschäftsordnung!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Gut, das war ein etwas längerer Zwischenruf.

(Vereinzelt Beifall)

Als nächstes wollten wir dem Vertreter des Ministers für Han­
del und Tourismus, Staatssekretär Dr. Jurich das Wort erteilen. 
Ich hatte bereits angekündigt, daß die Ministerin nicht im Lande 
ist und sie darum jetzt nicht antworten kann.

Dr. Jurich, Staatssekretär im Ministerium für Handel und 
Tourismus:

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete des Hohen Hauses! 
Auf die Frage, was die Regierung der Deutschen Demokrati­
schen Republik unternimmt, um insbesondere DDR-Erzeugnis- 
se in die Läden zu bekommen, darf ich sagen, daß bereits am

Mai dieses Jahres ein entsprechender Beschluß über die Si­
lierung des Marktes mit einheimischen Produkten, mit land­
wirtschaftlichen Erzeugnissen gefaßt worden ist. Am 23. Mai 
wurde eine Erweiterung der Sortimente auch auf Bereiche der 
Lebensmittelindustrie vorgesehen, und es ist weiter diese um­
strittene Problematik vorgesehen, ab 1.7. Abgaben besonderer 
Art, die bewußten 11 % und im 1. Quartal 6 %, zu erheben. Die Mo­
dalitäten sollen hier bis zum 15.6 vorliegen.

Ich darf den verehrten Abgeordneten sagen, daß die ganze 
Kraft auch des Ministeriums für Handel und Tourismus einge­
setzt wird, um diese Erfordernisse zu erfüllen. Es ist so, daß nicht 
nur schriftlich durch die Frau Minister entsprechende Weisun­
gen gegeben worden sind, sondern daß nahezu alle Mitarbeiter 
des Ministeriums ständig in den Bezirken und Kreisen sind, um 
dieses Anliegen umzusetzen. Auch zu dieser Stunde sind diese 
Kolleginnen und Kollegen wieder unterwegs, um die Regie­
rungspolitik in den Territorien durchzusetzen.

Es ist eine Tatsache - so wie es hier geschildert wird -, daß es in 
den Betrieben sehr viele Ungereimtheiten gibt. Jedesmal, wenn 
die konkrete Weisung erteilt werden soll, stoßen wir natürlich 
auch auf Grenzen, die mit der Verantwortung in den Bezirken 
und Kreisen zusammenhängt. Diejenigen Organe, die für die 
Handels- und Versorgungstätigkeit verantwortlich waren, sind 
teilweise nicht mehr da, sind reduziert. Extrem ist es in Berlin, 
wo nur noch ein Leiter eines Dispatcherkollektivs die Versor­
gungsprobleme wahrnimmt. Daher ist hier auch keinerlei Gre­

mium mehr vorhanden, das die Versorgungsprozesse täglich 
und wöchentlich beobachtet und kontrolliert.

Es ist jetzt so, daß man beginnt, diese Gremien wieder arbeits­
fähig zu machen, damit sie als Instrument dienen, die Weisun­
gen der Regierung und auch des Ministeriums zu realisieren. 
Unser Ziel ist, ab morgen und natürlich in der Folgezeit über­
haupt den Zustand in den Läden wieder so herzustellen, wie es 
sich gehört, mit einem vollen Angebot und mit einer richtigen 
Proportion von DDR-Erzeugnissen und importierten Waren.

(Vereinzelt Beifall)

Dazu gehört aber auch, daß man die Betriebe in die Lage ver­
setzt, die entsprechenden Handlungen durchzuführen. Die Be­
denken der Ökonomie sind nach wie vor existent. Es ist eindeu­
tig gesagt, daß ab 1. Juli die Angebote der Industrie zu D-Mark- 
Preisen zu machen sind. Was mit den Beständen per 30.6. wird, 
die doch unbedingt zu einem vollen Warenangebot gehören, ist 
noch nicht offiziell erklärt.

Das muß unbedingt unmittelbar nachgeholt werden, weil die­
se Kollektive sonst nicht wissen, wie sie sich verhalten sollen 
und sich bemühen, ihre Bestände so niedrig wie möglich zu hal­
ten. Und das ist für die Versorgung unerträglich.

(Prof. Heuer, PDS: Durch wen soll das erfolgen?)

Ja, das müssen wir in den nächsten Tagen zusammen mit dem 
Finanzministerium machen, weil es die gesamte Problematik 
der Umbewertung überhaupt betrifft, nicht nur der Warenbe­
stände, sondern auch der Grundmittel.

(Dr. Modrow, PDS: Hatten Sie das bis jetzt vergessen?)

(Heiterkeit)

Vergessen, Herr Modrow und realisieren, das ist doch noch 
zweierlei. Es besteht zur Zeit noch keine volkswirtschaftliche 
Regelung, und die muß her, unmittelbar. Das hängt auch mit der 
Eröffnungsbilanz am 1.7. zusammen.

Das zweite Problem, meine sehr verehrten Abgeordneten, ist 
die Warenzulieferung ab 1.7. Hier muß man sagen, daß das Ange­
bot der Produktion gegenüber den Betrieben, den Handelsbe­
trieben, noch nicht ausreichend ist. Es gibt viele gute Beispiele, 
daß solche Angebote gemacht werden, aber insgesamt reicht es 
noch nicht aus.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Leja (CDU/DA):

Welche Möglichkeiten sieht Ihr Ministerium, um Leuten, die 
heute Handelsorganisationen leiten, die bis gestern glühende 
Sozialisten waren und heute den gesamten Handel boykottieren 
- ich spreche aus meinem eigenen Wahlkreis -, das Handwerk zu 
legen? Herr Präsident, darf ich ein Beispiel anfügen? Die HO in 
unserem Kreis Quedlinburg ...

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Tut mir leid. Sie haben ein Beispiel, wir glauben Ihnen das. Ich 
bitte um Beantwortung der Frage.

(Leja, CDU/DA): Das hätte die Dringlichkeit nur unterstri­
chen.)

Dr. Jurich, Staatssekretär im Ministerium für Handel und 
Tourismus:

Es ist eindeutig so, daß bei den jetzigen Untersuchungen die 
Personen festgestellt werden, die nicht gemäß den Weisungen
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